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VORSCHLÄGE

Der Rechtsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für konstitutionelle Fragen, 
folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

Der Rechtsausschuss

1. ist der Auffassung, dass Gegenstand des Berichtes des Ausschusses für konstitutionelle 
Fragen nicht der Inhalt der Verfassung sein darf, zu dem das Parlament mit seiner 
Entschließung vom 12. Januar 20051 bereits Gelegenheit hatte sich zu äußern, sondern die 
Methode der öffentlichen Debatte in der Union während der Phase des Nachdenkens; 

2. wiederholt seine Auffassung, die er bereits zu der genannten Entschließung zu den 
Aspekten der Verfassung, die in seinen Kompetenzbereich fallen, geäußert hat;

3. hebt in diesem Sinne hervor, dass es in den Bereichen, die den Rechtsausschuss betreffen, 
insbesondere Rechtsakte und Verfahren sowie Struktur, Funktion und Zugang zum 
Europäischen Gerichtshof, schwer vorstellbar ist, dass das hervorragende Ergebnis, das 
die Verfassung anbietet, in anderem Zusammenhang und mit anderen Mitteln erreicht 
werden könnte;

4. ist der Auffassung, dass es aus rechtlichen Gesichtspunkten nicht möglich ist, nur Teil I 
der Verfassung gesondert in Kraft treten zu lassen, der ohne eine gründliche Anpassung 
der geltenden Verträge mit denselben nicht vereinbar ist; 

5. erinnert daran, dass die Verfassung das Ergebnis eines breiten Konsenses ist, an dem die 
Parlamente und Regierungen aller Mitgliedstaaten sowie alle europäischen Institutionen 
beteiligt waren;

6. erinnert gleichfalls daran, dass noch nie ein europäischer Vertrag mit einer derartigen 
Transparenz und einem solchem Dialog mit der Bürgergesellschaft, den Jugendlichen und 
mit allen territorialen Ebenen der Regierungen erarbeitet worden ist, wie dies bei der 
Verfassung der Fall war; 

7. erinnert daran, dass die Situation, in der wir uns nun befinden, bereits in der Erklärung 
Nr. 30 zur Ratifikation des Vertrags über eine Verfassung für Europa vorgesehen ist, die 
lautet: 

"Die Konferenz stellt fest, dass der Europäische Rat befasst wird, wenn nach Ablauf 
von zwei Jahren nach der Unterzeichnung des Vertrags über eine Verfassung für 
Europa vier Fünftel der Mitgliedstaaten den genannten Vertrag ratifiziert haben und in 
einem Mitgliedstaat oder mehreren Mitgliedstaaten Schwierigkeiten bei der 
Ratifikation aufgetreten sind";

8. ist der Auffassung, dass der Rat die Anwendung der Erklärung vorweggenommen und das 
Problem behandelt hat, indem er beschlossen hat, eine Phase des Nachdenkens 

1 ABl. C 247 E vom 6. 10.2005, S: 88.  
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festzulegen, um die Hindernisse zu beseitigen und gleichzeitig den Mitgliedstaaten, die 
dies wünschen, zu gestatten, den Ratifizierungsprozess fortzusetzen;

9. schlägt vor, dass diese Phase des Nachdenkens zum Ziel hat, den Verfassungsentwurf mit 
Hilfe einer breiten öffentlichen Debatte wiederzubeleben, die es gestatten müsste, den 
Konsens über die Verfassung zu klären, zu vertiefen und demokratischer zu gestalten, 
indem Lösungen vorgeschlagen werden, die darauf abzielen, auf die mit dem Text 
einhergehenden Schwierigkeiten der Akzeptanz zu antworten;

10. ist davon überzeugt, dass ein Ziel der Phase des Nachdenkens darin bestehen muss zu 
prüfen, wie die Europäische Union das Vertrauen der Bürger wiedergewinnen kann; 
glaubt, dass dieses Unterfangen nur dann erfolgreich sein kann, wenn eine kontinuierliche 
Debatte darüber geführt wird, wie die EU ihre Leistung verbessern und wie sie zur Lösung 
der wirklichen Probleme der Menschen beitragen kann;

11. weist darauf hin, dass das Europäische Parlament in seiner Entschließung zum Verfahren 
für den Beitritt der Türkei festgehalten hat, dass das Zustandekommen einer europäischen 
Verfassung Voraussetzung für jede nächste Erweiterung ist und dass der 
Aufnahmefähigkeit der Europäischen Union auch auf der Ebene des Rates nun eine 
erhöhte Bedeutung eingeräumt wurde;

12. ist der Ansicht, dass die Phase des Nachdenkens und die Debatte dazu dienen sollten, die 
Errungenschaften der Verfassung zu konsolidieren, und in keinem Fall dazu, den 
Verfassungstext abzuschwächen;

13. hält es für notwendig, die Phase des Nachdenkens zu nutzen, um die Informationen an die 
Bürgerinnen und Bürgern aller Altersgruppen und aller sozialen und beruflichen Milieus 
zu intensivieren, nicht nur über den Verfassungsentwurf  selbst, sondern auch über die 
derzeit geltenden Verträge, die zur Zeit für die Europäische Union maßgeblich sind und 
die weiterhin gültig bleiben werden, wenn die Verfassung nicht in Kraft tritt; 

14. hält es darüber hinaus für notwendig, während der Phase des Nachdenkens eine 
strukturierte, interaktive und ergebnisorientierte Debatte unter anderem mit den 
europäischen Bürgerinnen und Bürgern, der Zivilgesellschaft, den Sozialpartnern, den 
nationalen Parlamenten, den Parteien und den Organen der Union zu führen; schlägt zu 
diesem Zweck vor:

a) als Grundlage für die Debatte und die Befragung einen Frage- und Antwortenkatalog 
zu erstellen, der die essentiellen Fragen und Antworten zur Verfassung auflistet und 
auf dessen Grundlage die politischen Parteien in den Mitgliedstaaten, Vertreter der 
Bürgergesellschaft und andere Verantwortliche möglichst viele Debatten führen sollen 
und der auch auf Websites verwendet werden sollte;

b) durch Methoden der Meinungsumfrage (EUROBAROMETER) ein repräsentatives 
Profil der Meinungen der Bürgerinnen und Bürger zu den Beiträgen der Verfassung 
und zur Zukunft der Union zu erheben;

c) in jedem Mitgliedstaat ein Team von Personen einzusetzen, die diese Debatten 
bestreiten und einen Bericht über die Haltung der Bürgerinnen und Bürger in ihrem 
Mitgliedstaat erstellen; als solche Berichterstatter könnten Mitglieder des 
Europäischen und der jeweiligen nationalen Parlamente fungieren; 
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d) dass diese Berichterstatter dann in einer gemeinsamen europäischen Konferenz 
zusammenkommen und versuchen sollten, gemeinsame Schlussfolgerungen aus den 
nationalen Debatten zu ziehen; 

15. vertritt die Auffassung, dass dort, wo es im Vertrag über eine Verfassung für Europa 
Anregungen gab, die zweifellos die EU bürgerfreundlicher machen würden, die Arbeiten 
fortgesetzt werden sollten; fordert angesichts des vom Europäischen Bürgerbeauftragten 
in einem Sonderbericht getroffenen Befunds, dass der Rat sich eines Missstands schuldig 
macht, wenn er beim Erlass von Rechtsvorschriften unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
tagt, den Rat auf, sich unverzüglich an die Empfehlungen des Bürgerbeauftragten zu 
halten;

16. schlägt vor, eine Studie zu erstellen über die Kosten einer Situation ohne die Verfassung, 
bezogen auf Regieren, Demokratie und Transparenz, ähnlich der Studie, die damals zur 
Vorbereitung der Schaffung eines einheitlichen europäischen Binnenmarktes über die 
"Kosten der Nichtverwirklichung Europas" erstellt wurde;

17. meint, dass Gegenstand der Debatte auch sein sollte, wie die Probleme in Frankreich und 
den Niederlanden zu lösen sind und wie mit diesen Volksabstimmungen umgegangen 
werden kann, ohne die Bevölkerung Europas, die bereits den Verfassungsentwurf 
angenommen hat, zu hintergehen;

18. fordert die britische und österreichische Präsidentschaft auf, die Vorbereitungen für die 
Organisation der Phase des Nachdenkens in der vorgeschlagenen Form aufzunehmen.
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